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AEB ALLGEMEINE EINKAUFSBEDINGUNGEN FÜR BAULEISTUNGEN 
 

1. Geltung 
1.1 Für den Einkauf von Bauleistungen gelten die VOB/B und die folgenden Regelungen. Sie sind Bestandteil 

aller Verträge, die Leipziger Messe GmbH (LM) mit ihren Vertragspartnern im eigenen Namen oder als 
Vertreterin im Namen ihrer Tochtergesellschaften schließt. Sie gelten auch für alle zukünftigen Lieferun-
gen, Leistungen oder Angebote, selbst wenn sie nicht nochmals gesondert vereinbart werden.  

1.2 Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder 
ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen von Vertragspartnern werden nur dann und insoweit Ver-
tragsbestandteil, als LM ihrer Geltung ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat. Das Zustimmungserforder-
nis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn LM auf ein Schreiben Bezug nimmt, das Ge-
schäftsbedingungen des Geschäftspartners oder eines Dritten enthält oder auf solche verweist. Gleiches 
gilt bei vorbehaltloser Annahme der Leistung in Kenntnis der Allgemeinen Geschäftsbedingungen des 
Vertragspartners.  

2. Vertragsschluss, Kommunikation 
2.1 Der Vertragspartner ist verpflichtet, eine Bestellung der LM innerhalb einer angemessenen Frist schriftlich 

oder in Textform  zu bestätigen oder insbesondere durch Beginn der Leistung oder Versendung der Ware 
vorbehaltlos auszuführen (Annahme).  

2.2 Während der Vertragslaufzeit hat der Vertragspartner sicherzustellen, dass er für LM während der übli-
chen Geschäftszeiten oder - sofern es die Vertragsabwicklung erfordert - auch außerhalb der Geschäfts-
zeiten per E-Mail zu erreichen ist. Der Vertragspartner ist damit einverstanden, dass sämtliche, die Ver-
tragsabwicklung betreffende Kommunikation mit LM im Regelfall elektronisch per E-Mail stattfindet.  

2.3 LM ist unter der E-Mailadresse "einkauf(at)leipziger-messe.de" und unter der Postadresse "Leipziger 
Messe GmbH, Abt. Einkauf, Messe-Allee 1, 04356 Leipzig" zu erreichen. 

3. Leistung an Tochtergesellschaften 
3.1 Dem Vertragspartner ist bekannt, dass LM in der Organisationseinheit Einkauf konzernintern den eigenen 

Bedarf sowie den Bedarf ihrer Tochtergesellschaften bündelt. 

3.2 LM kann - auch bei einem Vertragsschluss in eigenem Namen - vom Vertragspartner verlangen, dass 
dieser seine Leistung an eine mit LM gemäß §§ 15 ff. AktG verbundene Tochtergesellschaft erbringt. 

4. Termine 
4.1 Die von LM in der Bestellung, ersatzweise in der Ausschreibung angegebene Liefer- bzw. Fertigstel-

lungszeit ist bindend, soweit nicht ausdrücklich anders vereinbart ist. Der Vertragspartner ist verpflichtet, 
LM unverzüglich schriftlich in Kenntnis zu setzen, wenn er vereinbarte Zeiten - aus welchen Gründen 
auch immer - voraussichtlich nicht einhalten kann.  

4.2 Im Falle des Zeitverzugs stehen LM die uneingeschränkten gesetzlichen Ansprüche zu. 

4.3 LM ist berechtigt, bei Zeitverzögerungen nach vorheriger schriftlicher Androhung gegenüber dem Ver-
tragspartner für jede angefangene Woche des Lieferverzugs eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,2 Prozent 
- maximal fünf Prozent des jeweiligen Auftragswerts - zu verlangen. Die Vertragsstrafe ist auf den vom 
Vertragspartner zu ersetzenden Verzugsschaden anzurechnen.  

4.4 Die Gefahr geht, auch wenn Versendung vereinbart worden ist, erst auf LM über, wenn die erbrachten 
Leistungen an dem vereinbarten Bestimmungsort erbracht sind und an LM übergeben sind. 

5. Preise 
5.1 Die vereinbarten Preise sind Festpreise. Mangels abweichender schriftlicher Vereinbarung schließt der 

Preis Montage, Lieferung und Transport an die im Vertrag genannte Versandanschrift einschließlich Ver-
packung ein, sofern nichts Abweichendes vereinbart ist. 

5.2 Auf Verlangen von LM hat der Vertragspartner die Verpackung auf seine Kosten zurückzunehmen. 

5.3 Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, zahlt LM nach Rechnungserhalt innerhalb von 30 Tagen netto. 
Für die Rechtzeitigkeit der von LM geschuldeten Zahlungen genügt der Eingang des Überweisungsauf-
trags bei ihrer Bank.  

5.4 In sämtlichen Auftragsbestätigungen, Lieferpapieren und Rechnungen ist die Bestellnummer der LM an-
zugeben.  

6. Gewährleistungsansprüche 
6.1 Bei Mängeln der gelieferten Waren oder Leistungen stehen LM uneingeschränkt die gesetzlichen An-

sprüche zu.  

6.2 Im Übrigen gelten die Reglungen der VOB/B  

7. Schutzrechte 
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7.1 Der Vertragspartner steht nach Maßgabe von Nr. 6.2 dafür ein, dass durch von ihm gelieferte Produkte 
keine Schutzrechte Dritter in Ländern der Europäischen Union oder anderen Ländern, in denen er die 
Produkte herstellt oder herstellen lässt, verletzt werden 

7.2 Der Vertragspartner ist verpflichtet, LM von allen Ansprüchen freizustellen, die Dritte gegen LM wegen 
der in Nr. 6.1 genannten Verletzung von gewerblichen Schutzrechten erheben. Er hat LM alle notwendi-
gen Aufwendungen im Zusammenhang mit dieser Inanspruchnahme zu erstatten. Der Anspruch besteht 
nicht, soweit der Vertragspartner nachweist, dass er die Schutzrechtsverletzung weder zu vertreten hat 
noch bei Anwendung kaufmännischer Sorgfalt zum Zeitpunkt der Lieferung hätte kennen müssen. 

7.3 Weitergehende gesetzliche Ansprüche von LM wegen Rechtsmängeln der gelieferten Produkte bleiben 
unberührt. 

8. Geheimhaltung 
8.1 Der Vertragspartner ist verpflichtet, die Bedingungen der Bestellung sowie sämtliche ihm für diesen 

Zweck zur Verfügung gestellten Informationen und Unterlagen (mit Ausnahme von öffentlich zugängli-
chen Informationen) geheim zu halten und nur zur Ausführung der Bestellung zu verwenden. Er wird sie 
nach Erledigung von Anfragen oder nach Abwicklung von Bestellungen auf Verlangen umgehend löschen 
oder vernichten, soweit LM nicht auf einer Rückgabe besteht. 

8.2 Ohne vorherige schriftliche Zustimmung der LM darf der Vertragspartner die Geschäftsverbindung mit LM 
nicht öffentlich machen. 

9. Abtretungs-, Aufrechnungsverbot 
9.1 Der Vertragspartner ist nicht berechtigt, seine Forderungen aus dem Vertragsverhältnis an Dritte abzutre-

ten; § 354a HGB bleibt unberührt.  

9.2 Der Vertragspartner hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur wegen rechtskräftig festge-
stellter oder unbestrittener Gegenforderungen. 

10. Gesetzliche Vorgaben im Umgang mit Arbeitnehmern   
10.1 Der Vertragspartner verpflichtet sich gegenüber LM, Arbeitnehmern, die vom Vertragspartner für die Aus-

führung der vertraglichen Leistungen eingesetzt werden, mindestens den gesetzlichen oder, sofern dieser 
höher ist, den tariflichen Mindestlohn zu zahlen. Der Vertragspartner steht dafür ein, dass von ihm beauf-
tragte Nachunternehmer ebenfalls den gesetzlichen Mindestlohn entrichten. Ein Verstoß gegen diese 
Verpflichtungen kann die sofortige Beendigung des Vertragsverhältnisses nach sich ziehen. 

10.2 Soweit LM den Vertragspartner mit Dienstleistungen vor Ort beauftragt, treten die Mitarbeiter des Ver-
tragspartners in kein Arbeitsverhältnis mit der LM. Der Vertragspartner wird durch geeignete organisatori-
sche Maßnahmen gewährleisten, dass die von ihm im Rahmen der Vertragsdurchführung abgestellten 
Mitarbeiter ausschließlich dem Direktionsrecht und der Disziplinargewalt des Vertragspartners unterste-
hen. Hierzu gehört, dass er der LM einen Vertreter mit Führungsverantwortung benennt, der als An-
sprechpartner für die Durchführung der vertraglichen Leistung verantwortlich ist. 

11. Sonstiges 
11.1 Die Beziehungen zwischen LM und dem Vertragspartner unterliegen ausschließlich dem Recht der Bun-

desrepublik Deutschland. Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den internati-
onalen Warenkauf vom 11. April 1980 (CISG) wird nicht angewandt. 

11.2 Ausschließlicher Gerichtsstand für sämtliche gegenseitigen Verpflichtungen ist Leipzig. LM ist jedoch 
berechtigt, gerichtliche Schritte auch am allgemeinen Gerichtstand des Vertragspartners einzuleiten. 

11.3 Sollten einzelne Bestimmungen dieser Einkaufsbedingungen ganz oder teilweise nichtig oder unwirksam 
sein oder werden, so wird die Gültigkeit der Einkaufsbedingungen im Übrigen nicht berührt. In einem sol-
chen Falle ist die ungültige Bestimmung durch eine gültige zu ersetzen, die dem mit der ungültigen Be-
stimmung beabsichtigten wirtschaftlichen Zweck so nahe wie möglich kommt. Entsprechendes gilt im Fal-
le einer Vertragslücke. 

*** 


